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Antrag 

der Abgeordneten Prof. Dr. Ingo Hahn, Dr. Anne Cyron, Ulrich Singer, Oskar 
Atzinger und Fraktion (AfD) 

Freiheit der Wissenschaft weiterhin uneingeschränkt gewährleisten – keine Zivil-
klauseln an den staatlichen Hochschulen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, alle notwendigen Schritte zu unternehmen, damit 
die Einführung von Zivilklauseln an Hochschulen in Bayern in Zukunft per Gesetz un-
tersagt wird.  

 

 

Begründung: 

Zivilklauseln sind eine Selbstverpflichtung von wissenschaftlichen Einrichtungen wie 
Hochschulen, ausschließlich für zivile Zwecke zu forschen. Der ideologische Hinter-
grund der Zivilklausel speist sich aus der Friedensbewegung und ist direkt mit der Ab-
rüstungspolitik verbunden. 

Die erste Zivilklausel in Deutschland trat 1986 an der Universität Bremen in Kraft. Im 
Freistaat hat die Friedrich-Alexander-Universität (FAU) Erlangen-Nürnberg 2016 eine 
Zivilklausel in ihr Leitbild aufgenommen. 

In Anbetracht des Russland-Ukraine-Konfliktes und der in diesem Kontext geführten 
Diskussion über die mangelhafte Ausstattung der Bundeswehr, ist es notwendig zu dis-
kutieren, ob Zivilklauseln heute nicht der politischen Realität hinterherhinken. Professor 
Johann-Dietrich Wörner, Präsident der Deutschen Akademie der Technikwissenschaf-
ten äußerte sich in einem Interview in der Zeitung DIE WELT am 24. Juni 2022 wie folgt: 

„Die Hochschulen sollten darüber nachdenken, ob ihre Zivilklauseln noch zeitgemäß 
sind oder im Verständnis einer friedlich ausgerichteten Verteidigungspolitik neu formu-
liert werden sollten.“1 

Es muss im Sinne des Wissenschaftsstandortes Bayern sein, dass auch an bayerischen 
Hochschulen die uneingeschränkte Wissenschaftsfreiheit gemäß Art. 5 des Grundge-
setzes (GG) gilt. Jeder Forscher soll also weiter frei entscheiden, woran er forscht und 
mit welchen Partnern.  

Des Weiteren ist in vielen Fällen nicht trennscharf zwischen militärischer und ziviler For-
schung zu unterscheiden. Zum Beispiel kann die Entwicklung von präzisen Navigati-
onssystemen gleichermaßen für militärische als auch zivile Anwendungen genutzt wer-
den.  

                                                           
1 https://www.welt.de/wissenschaft/plus239526151/Johann-Dietrich-Woerner-Deutsche-Universitaeten-

sollten-Verteidigungswaffen-entwickeln-duerfen.html 
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